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Der IVo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 18» September 1970 
unter Mitv/irkung des Senatspräsidenten Dr» Hauß sowie 
der Bundesrichter Br» Pfretzschner, Br» Reinhardt,
Dr0 Buchholz und Dr0 Hiddemann

für Recht erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 14o Zivilsenats des Hanseatischen Ober­
lande sgerichts zu Hamburg vom 10o Juni 1968 
v/i rd zurüc kgev/i e s en 0

Der Beklagte hat die Kosten des Revisions­
rechtszuges zu tragen»

Von Rechts wegen

Der am S I H I  1938 geborene Kläger war Eigen­
tümer eines fast 105 ha großen Bauernhofes» Diesen 
hatte er gemäß gemeinschaftlichen Testaments seiner 
Eltern vom 23» Januar 1948 geerbt» Sein Vater war kurz 
nach Errichtung des Testaments gestorben» In § 2 des 
Testaments ist bestimmt, daß nach dem Tode des Ehe­
mannes die Ehefrau an dessen Hofe bis zum 25« Lebens*- 
jahr des Anerben Hermann O H B f c  vollkommen freie Ver­
waltung und Nießbrauch hat„ Der Kläger lebte mit seiner 
Mutter auf dem Bauernhof» Am 4» Mai 1962 heiratete er»
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Da der Kläger sich in finanziellen Schwierig­
keiten befand, kam er mit dem Beklagten und dessen Ehe­
frau, der früheren Beklagten zu 2), in Geschäftsver­
bindung, Der Beklagte ist Steuerbevollmächtigter, be­
faßt sich aber auch mit Finanzierungsvermittlungen, 
Seine Ehefrau hat unter ihrem Namen ein Gev/erbe als 
Grundstücksmaki er in angemeldet „ Der Kläger war daran 
interessiert, vom Beklagten Darlehen zu erhalten. Am 
29o Mai 1962 verhandelten die Parteien hierüber. Der 
Beklagte verpflichtete sich, dem Kläger Darlehen bis 
zur Höhe von 50,000,- DM zu gewähren. Die Höhe der hin­
gegebenen Darlehen, des Disagios und der Darlehnszinsen 
sind in der Revisionsinstanz unter den Parteien nicht 
mehr streitig, so daß es keines Eingehens hierauf be­
darf.

Gleichzeitig erteilte der Kläger in notarieller 
Urkunde vom 29 * Mai 1962 der Ehefrau des Beklagten den 
Auftrag, den Verkauf seines Bauernhofes zum Mindest­
preis von 800,000,- DM zu vermitteln oder ihm einen 
Kaufinteressenten nachzuweisen. In dem Auftrag heißt es;

!,Der Auftrag gilt als Alleinauftrag und kann 
ab 1,1,1964 von uns mit einer Frist von 6 Mona­
ten schriftlich widerrufen werden.
Für den Nachweis oder die Vermittlung zahle ich 
21/2 von Hundert des Kaufpreises zuzüglich 
übernommener Lasten und vorbehaltener Rechte 
oder der sonstigen Gegenleistung, unbeschadet 
einer Provision von der Gegenseite,
Die Provision entsteht und ist fällig bei Ver­tragsschluß ,
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Einen Vertragsschluß steht es gleich, wenn ein 
schriftliches oder beurkundetes Angebot eines 
Interessenten zu den oben angegebenen Bedin­
gungen von mir nicht angenommen wird, wobei es 
auf die Zustimmung meiner Ehefrau nicht ankom­
men soll, ,o ,
Im Rahmen dieses Vertrages werde ich den Makler 
von allen Vertragsverhandlungen oder zu diesem 
Zweck aufgenommenen Beziehungen so rechtzeitig 
benachrichtigen, daß er sich einschalten kann, 
besonders dann, wenn die Interessenten nicht 
von ihm namhaft gemacht sindo Bei Umgehung die­
ser Bestimmung hafte ich für den Schadeno"

Vereinbarungsgemäß bestellte der Kläger an seinem 
Grundbesitz eine Eigentümergrundschuld in Höhe von 
70»000,- DM, die er an den Beklagten abtrat, um die 
gegenwärtigen und künftigen Ansprüche des Beklagten und 
seiner Ehefrau gegen den Kläger zu sichern0

Die Bemühungen der Ehefrau des Beklagten, einen 
Kaufinteressenten für den Hof des Klägers zu finden, 
führten sie in Verbindung mit dem Rentner Mit
diesem verhandelte sie am 2o September 1952o Als Ergeb­
nis der Besprechung ließ sie von folgendes an
die Firma I0W 0 F ^ K E h e f r a u  des Beklagten) gerichtetes 
Schreiben unterzeichnen:

11 Für den Hof des Bauern Hermann in
Nr0 3, eingetragen im Grundbuch von 
Bdo I Blatt 19, Größe ca„ 108 ha, 

biete ich einen Kaufpreis von
DM loOOÖo'OOO,-

ipWo eine Million Deutsche Mark» Ihre Vermitt­
lungsprovision von 2,5 % des Kaufpreises erkenne 
ich an0 Den Kaufpreis werde ich wie folgt be­
gleichen:
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1„) DM 420o000, durch Übernahme einer Hypothek 
der
sehen Hypothekenbank

2o) DM 280,000,- in bar bei Übergabe und Umschrei­
bung im Grundbuch

3*) DM 300o000,- durch Eintragung einer Restkauf-
geld-Hypothek mit 6 % Jahres­
zinsen,, Ohne Kündigung fällig;
150.000, - DM am 1.11.1964’
150.000, - DM am 1,11,1966

Dieses Angebot ist für mich rechtsverbindlich, ich halte mich hieran bis 30, Sept, 1962 gebunden. 
Die Annahme ist mir mittels eingeschriebenen 
Briefes mit2uteilen.

gez, Heinz

Am folgenden Tage suchte der Beklagte gleichzeitig 
in Vertretung seiner Ehefrau den Kläger auf und zeigte 
diesem das Schreiben des Zeugen G M H P *  Der Kläger 
äußerte, an dem Angebot kein Interesse zu haben, da er 
seinen Hof nicht mehr verkaufen wolle. Darauf kam es, so- 
\ireit der Maklervertrag in Rede steht, zu der Vereinbarung 
vom 3* September 1962, in der folgendes bestimmt ist;

w10 Herrn ist das Kaufangebot betreffend
seinen Hof in DJB B K  Mr. 3 über 1,000,000,- DM 
von Herrn Heinz in unterbreitet
worden. Er macht von diesem Kaufangebot keinen 
Gebrauch, erkennt aber die entstandenen Provi- 
sionsansprüche der Fa, I*Y/, X f l H P ,  in
Höhe von 2,5 % des Kaufpreises, nämlich 
DM 25*000,-, an,

2, Herr C B I u n d Herr FflBpals Vertreter der 
Fa, IoYf, £*■■ vereinbaren, daß der Frovisions- 
anspruch DM 25<> 000,- in ein Darlehen in glei­
cher Höhe umgewandelt wird, das bis zum 
31*12,1962 zinslos und ab 1,1*1963 mit 9 % 
jährlich zu verzinsen ist.
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3o Der am 25 .5. 1962 der Fa. I.W. F M  erteilte 
Verkaufsauftrag bleibt bestehen0 Im Falle 
eines Hofverkaufs wird die Fa. I.W. Fflp die 
in ein Darlehen umgewandelte Provision auf 
evtl, höheren, noch entstehenden Provisions­
anspruch anrechnen„

Inzwisehen hatten Nachforschungen ergeben, daß 
auf keinen Fall in der Lage gewesen wäre, das von 

ihm Unterzeichnete Kaufangebot zu erfüllen. Von Oktober 
1955 bis November 1958 waren sieben von ihm Unterzeich­
nete Wechsel zu Protest gegangen. Er war von Februar bis 
September 1959 neunmal zur Ableistung des Offehbarungs- 
eides geladen worden. Am 6. Oktober 1959 hatte er den 
Offenbarungseid geleistet. ( M B  v/ar auch im Herbst 1962 
vermögenslos, überschuldet und praktisch zahlungsunfähig. 
Daraufhin richtete der Kläger durch seinen Anwalt an den 
Beklagten und seine Ehefrau ein Schreiben, durch das er 
die Darlehensverträge kündigte. Er kündigte ferner den 
Maklerauftrag fristlos, hilfsweise fristgemäß und focht 
den Vertrag vom 3. September 1962 wegen arglistiger Täu­
schung durch die Ehefrau des Beklagten an. Dem Beklagten 
wurde zugleich und später nochmals durch Schreiben des 
Rechtsanwalts des Klägers die Rückzahlung der Darlehns­
beträge Zug um Zug gegen Rückabtretung der Sicherungs­
grundschuld angeboten. Das lehnte der Beklagte ab. Die 
Ehefrau des Beklagten war auch nicht mit einem Angebot 
des Maklers O B B H P ,  den der Kläger inzwischen damit be­
auftragt hatte, den Verkauf seines Hofes zu vermitteln, 
einverstanden, die zu erwartenden Provisionen zu teilen.
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Am 7o Januar 1963 trat der Beklagte die 2u sei­
nen Gunsten an dem Grundbesitz des Klägers bestellte 
Grundschuld nebst Zinsen an die i M B l  Volksbank ab, 
um seine Kreditschuld gegenüber dieser Bank zu sichern0 
Nachdem die Volksbank dem Kläger mitgeteilt hatte, daß 
die Grundschuld wegen der Kreditverbindlichkeiten des 
Beklagten voll valutiere und sie als Zinsen (9 %) bis 
zum 31 o Dezember 1962 10471,- DM beanspruche, überwies
der Kläger einschließlich der für Januar 1963 fälligen 
Zinsen 72»007,03 DM an die Bank« In Höhe dieses Betrages 
verminderte sich die Kreditschuld des Beklagten 0 Unter 
dem 22« März 1967 forderte der Anwalt des Klägers den 
Beklagten und seine Ehefrau auf, bis zum 1« April 1963 
29o304,33 DM an den Kläger zu bezahlen0

Am 20i September 1963 verkaufte der Kläger seinen 
Bauernhof durch Vermittlung des Maklers O M I H H  für 
1«000«000,- DM an den Landwirt T f l H p «

Der Kläger hat von dem Beklagten und seiner Ehe­
frau die Erstattung des von ihm an die I f l H I  Volks­
bank zur Ablösung der ßrundschuld nebst Zinsen gezahlten 
Betrages abzüglich der an ihn von dem Beklagten gezahl­
ten Darlehnsbeträge nebst vereinbartem Disagio und 2inscn 
begehrt« Er hat bestritten, zur Zahlung einer:.Makler­
provision verpflichtet gewesen zu sein und hierzu vor­
getragen:

Der Maklerauftrag vom 29» Mai 1962 sei rechtsun­
wirksam« Die Ehefrau des Beklagten habe ihn nicht in 
notariell beurkundeter Form angenommen« Das sei erfor­
derlich gewesen, weil er sich durch den Antrag gebunden
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habe, seinen Hof zu veräußern» Da der Bauernhof sein 
gesamtes Vermögen dargestellt habe, habe er über diesen 
gemäß § 1365 BGB nur mit Zustimmung seiner Ehefrau ver­
fügen können» Er habe zudem gemäß § 14 der Höfeordnung 
über den Hof nicht vor der Vollendung seines 25» Lebens­
jahres verfügen dürfen» Das ergebe sich auch aus dem 
gemeinschaftlichen Testament seiner Eltern» Hierauf 
habe er den Beklagten vor der Unterzeichnung des Makler­
auftrages wiederholt hingewiesen» Tatsächlich habe er 
mit dem Beklagten nur über die Gewährung eines Darlehens 
verhandeln wollen» Der Beklagte habe Jedoch von ihm ver­
langt, daß er der Ehefrau des Beklagten einen Alleinauf­
trag zur Veräußerung des Hofes erteile, um das zu ge­
währende Darlehen zusätzlich abzusichern» Der Beklagte 
und seine Ehefrau hätten seine finanziellen Schwierig­
keiten und seine Unerfahrenheit zu ihrem Vorteil ausge­
nutzt » Die Vereinbarung, daß die Nichtannahme eines 
schriftlichen Angebots eines Interessenten dem Abschluß 
eines Kaufvertrages gleichstehen solle, sei sittenwidrig 
und daher nichtig» Jedenfalls müsse diese Vereinbarung 
dahin ausgelegt werden, daß die Provision nur bei Ableh­
nung eines mit den zur Überprüfung erforderlichen Unter­
lagen versehenen Angebots eines ernsthaften, seriösen 
und finanzstarken Interessenten verdient sein sollte» 
Stattdessen hätten ihm der Beklagte und seine Ehefrau, 
wie von vornherein beabsichtigt, nur ein ”Luftangebot” 
unterbreitet» G H H P s a i  a1s Käufer ernsthaft nicht in 
Betracht gekommen, was der Beklagte und seine Ehefrau 
gewußt hätten» Die Ehefrau des Beklagten habe es Jeden­
falls pflichtwidrig unterlassen, die finanziellen Ver­
hältnisse des G Q B B i  zu überprüfen» Es sei vollkommen un­
üblich, sich ein festes Angebot für den Kauf eines der-



artigen Objektes machen zu lassen, ohne daß der Inter­
essent den Hof vorher besichtigt habeD Der Beklagte habe 
erklärt, daß er, der Kläger, bei der Ablehnung des An­
gebotes verpflichtet sei, eine Provision von 25*000,- DM 
zu bezahleno Er habe geglaubt, es handele sich bei 
Gfll^Bum einen ernsthaften Interessenten» Er habe drin­
gend weitere Darlehen benötigt, um insbesondere einen 
Wechsel einlösen zu können» Der Beklagte habe seine Not­
lage ausgenutzt, indem er sich zur Gewährung weiterer 
Darlehen nur unter der Voraussetzung bereit erklärt habe; 
daß er, der Kläger, eine Provision von 25.000,- DM an­
erkenne» Deswegen habe er den Vertrag vom 3* September 1962 
unterzeichnet» Nachdem er die Verhältnisse des G f l H I  
aufgedeckt habe, sei es ihm nicht mehr zuzumuten gewesen, 
an dem Maklervertrag festzuhalten•

Der Kläger hat beantragt, den Beklagten und seine 
Ehefrau als Gesamtschuldner zu verurteilen, an den Kläger 
29*304,53 DM nebst Zinsen zu zahlen»

Der Beklagte und seine Ehefrau haben beantragt, 
die Klage abzuweisen»

Sie sind der Ansicht, daß der Kläger der Ehe­
frau des Beklagten zur Zahlung einer Maklerprovision 
verpflichtet sei» Hierzu haben sie im wesentlichen vor­
getragen: Der Maklerauftrag vom 29« Mai 1962 sei rechts­
wirksam» Es sei üblich, daß lediglich das Angebot an 
einen Makler schriftlich formuliert werde» Die Ehefrau 
des Beklagten habe den Auftrag angenommen, indem sie 
sich darum bemüht habe, Kaufinteressanten zu finden» Durch 
den Maklerauftrag habe der Kläger sich noch nicht ver­
pflichtet, über seinen Grundbesitz zu verfügen» Er habe
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dadurch auch nicht über sein gesamtes Vermögen verfügte 
Dem Notar gegenüber habe er erklärt, daß seine Mutter 
bereit sei, auf ihr Nießbrauchrecht zu verzichten. Aus­
gangspunkt der Verhandlungen sei es gewesen, daß der 
Kläger durch seinen Leichtsinn, namentlich seinen Hang 
zur Rennfahrerei, stark verschuldet gewesen sei und 
daher Geld gebraucht und beabsichtigt habe, seinen 
Bauernhof zu verkaufen„ Der daraufhin erteilte Makler­
vertrag verstoße nicht gegen die guten Sitten» Der Be­
klagte habe sich wegen des Maklerauftrages veranlaßt 
gesehen, dem Kläger auf dessen Bitten bis zur Durchfüh­
rung des Kaufvertrages durch Darlehen zu helfen, die 
dringlichsten Verpflichtungen zu erfüllen,. Diese Hilfe­
leistung erkläre und rechtfertige auch die vom Kläger 
in dem Maklervertrag eingegangenen Bindungen0 Nach Kennt­
nis des Angebots G flBP habe der Kläger erklärt, daß 
die Ehefrau des Beklagten trotzdem ihre Provision er­
halten solle» Daher sei es zum Abschluß des Vertrages 
vom 3 * September 1962 gekommen» Das Verhalten des Klä­
gers habe die Beklagten veranlaßt, sich nicht weiter um 
Interessenten für einen Verkauf des Hofes zu bemühen»
Bald darauf habe der Kläger dem Makler O ^ m ^ e i n e n  
neuen Vermittlungsauftrag erteilt, weil er sich offenbar 
nicht getraut habe, mit neuen GeldwUnschen an den Be­
klagten heranzutreten und diesem zu offenbaren, daß er 
den Hof nun doch verkaufen müsse» Unter diesen Umständen 
sei der Kläger nicht berechtigt gewesen, den der Ehefrau 
des Beklagten erteilten Maklerauftrag vor dessen Ablauf 
zu kündigen» Der Kläger schulde die von ihm anerkannte 
Provision und Schadensersatz wegen der der Ehefrau des 
Beklagten entgangenen Käuferprovision,,
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Die Ehefrau des Beklagten hat dem Beklagten ihre 
angeblichen Ansprüche auf Provision bzw» Schadens- y ~ 
ersatz abgetreten» Der Beklagte hat mit diesen Ansprü­
chen die Aufrechnung gegen die Klageforderung erklärt»

Das Landgericht hat den Beklagten verurteilt an 
den Kläger 26 »304,53 DM zu zahlen und die Hehrfor- 
derung abgev/iesen» Soweit die Klage gegen die Ehefrau 
des Beklagten gerichtet war, hat es diese in vollem 
Umfange abgewiesen»

In der Berufungsinstanz hat der Beklagte vorge­
tragen, daß er dem Kläger über die vom Landgericht er­
kannten Beträge noch ein weiteres Darlehen in Hohe von 
3»500,- DM gewährt habe und daß das Disagio nicht wie 
vom Landgericht angenommen mit 1»000 DM sondern mit 
1»50Q DM zu bemessen sei» Unstreitig ist im zweiten 
Rechtszug zwisehen den Parteien geworden, daß der Klä­
ger dem Beklagten auf sämtliche Darlehen als Zinsen 
2o007j03 DM schuldet, die der Kläger an die i f l H H P  
Volksbank zur Abgeltung der Zinsen für die abzulösende 
Grundschuld entrichtet hat»

Weiterhin hat der Beklagte im Berufungsrechts­
zug eingeräumt, daß Gfl|^P “unseriös** gewesen sei» Er 
und seine Ehefrau hätten Jedoch geglaubt, GflBpsei 
ein seriöser Bieter» Sie hätten zunächst nur prüfen 
wollen, ob dem Kläger die Bedingungen des Angebots = - 
genehm seien» Zu der für später beabsichtigten Überprü­
fung der Bonität des G H B  sei es nur deshalb nicht ge­
kommen, weil der Kläger bei Vorlage des Angebots ge­
äußert habe, seinen Hof überhaupt nicht mehr verkaufen 
zu wollen» Damit habe der Kläger den seiner Ehefrau er-
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teilten Maklerauftrag gebrochen, indem er dieser die 
Möglichkeit genommen habe, eine Käuferprovision zu 
verdieneno

Das Berufungsgericht hat unter Abänderung des 
landgerichtlichen Urteils den Beklagten verurteilt, an 
den Kläger 22,000,- DM nebst Zinsen zu zahlen. Im übri­
gen hat es die weitergehende Klage gegen den Beklagten 
und die weitergehende Berufung des Beklagten zurück­
gewiesen 0

Mit der Revision, um deren Zurückweisung der 
Kläger bittet, verfolgt der Beklagte sein Begehren wei­
ter, die Klage auch gegen ihn in vollem Umfange abzu­
weisen.

Entsehe idungsgründe^

1, Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß der 
Kläger, indem er 72,007,03 DM zur Ablösung; der, Grund­
schuld an die Volksbank XflHHi gezahlt und damit den 
Bankkredit des Beklagten in entsprechender Höhe ge­
tilgt hat, in Höhe von 46,300,- DM (Darlehnsschuld), 
1,300,- DM (Disagio) und 2,007,03 DM (Zinsen) gleich 
50,007,03 DM eigene Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Beklagten erfüllt hat. Die Ausführungen des Berufungs­
gerichts zu diesem Punkt lassen keine Rechtsfehler 
erkennen. Auch von der Revision werden hierzu keine 
Rügen erhoben.
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Der Streit geht daher nur noch darum, ob der 
Beklagte um den über die Verbindlichkeiten des Klägers 
hinausgehenden Betrag in Höhe von 22,000,- DM ungerecht­
fertigt bereichert ist oder ob ihm ein begründeter An­
spruch seiner Ehefrau auf Maklerprovision oder Scha­
densersatz in mindestens entsprechender Hohe abge­
treten worden ist, mit dem er wirksam auf rechnen 
konnte ,

2, Das Berufungsgericht hat den Maklervertrag vom 
29 o Käi 1962 als wirksam angesehen , Es ist jedoch zu 
dem Ergebnis gelangt, daß der Ehefrau des Beklagten 
auf Grund dieses Vertrages weder ein Provisionsanspruch 
noch ein Schadensersatzanspruch gegenüber dem Kläger 
entstanden ist, der von ihr an den Beklagten hätte ab­
getreten werden können,

a) Das Berufungsgericht hat darin, daß der Klä­
ger am 3« September 1962 erklärte, seinen Hof nicht 
mehr verkaufen 2u wollen, keine zum Schadensersatz ver­
pflichtende Verletzung des Makierverträges gesehen. 
Hiergegen wendet sich die Revision ohne Erfolg,

Es gehört zum Wesen des Maklervertrages, daß 
der Auftraggeber in seiner Entschließung, ob er das von 
Makler nachgewiesene oder vermittelte Geschäft abschlies- 
sen will oder nicht, frei ist. Da ihn die Einschaltung 
des Maklers grundsätzlich nicht in seiner Entschließung 
^beeinträchtigen soll, verstößt er nicht gegen Treu 
und Glauben (§ 162 BGB) und handelt nicht vertrags­
widrig, wenn er seine eigenen Interessen über das Inter­
esse des Maklers an seiner Provision setzt. In seiner



14 -

Freiheit, abzuschließen oder nicht, ist er auch nicht 
dadurch beschränkt, daß er einen Alleinauftrag erteilt 
hat» Er behält seine Freiheit selbst dann, wenn er auf 
bestimmte Zeit auf den Widerruf seines Auftrages ver­
zichtet hat» Damit hat er, wenn nicht das Gegenteil aus­
drücklich und wirksam vereinbart worden ist, noch keine 
Pflicht zu verkaufen übernommen (BGH NJW 1967, 1225)»

Die Erklärung des Klägers gegenüber dem ihm 
unterbreiteten Kaufangebot G d H V l ä ß t  sich daher nicht 
als ein Widerruf des erteilten Maki er auf träges ansehen, 
ganz abgesehen davon, daß ein zeitlich befristeter Auf­
trag, wie er hier vorlag, vor dem Zeitablauf nicht ge­
kündigt wer den kann» Selbst v/enn man also in der Erklä­
rung, nicht mehr verkaufen zu wollen, eine ordentliche 
Kündigung sehen wollte, so wäre sie unwirksam gewesen» 
Darüber hinaus ist der Revi&ionsbegründung aber entgegen 
zu halten, daß der Maklervertrag gerade nicht widerrufen 
worden ist» Das hat das Berufungsgericht in tatrichter­
licher Würdigung der Vereinbarung vom 3» September 1962 
unangreifbar festgestellt» Der Ehefrau des Beklagten 
hätte es daher Jedenfalls bis zu der ab 1» November 1962 
erfolgten Kündigung des Mäklerverträges aus wichtigen 
Grunde freigestanden, einen zum Ankauf unter sachgemäßen 
Bedingungen bereiten und fähigen Käufer zu stellen» 
Zumindest wäre vom Beklagten darzulegen gewesen, daß es 
bei weiteren Bemühungen gelungen wäre, einen solchen 
Käufer zu ermitteln, und daß diese Ermittlung nur wegen - 
des erklärten Desinteresses des Klägers am Verkauf sei­
nes Hofes unterblieben sei» Der Beklagte hat aber weder 
behauptet, daß das Kaufangebot eines seriösen Käufers 
unterbreitet worden sei, noch dargelegt, daß ein solches 
Angebot bis Anfang November 1962 hätte unterbreitet wer-
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den könneno Das zeitweilige Desinteresse des Klägern am 
Verkauf seines Hofes brauchte der Ehefrau des Beklagten 
keine Veranlassung zu geben, nunmehr untätig zu-bleiben«, 
Denn die Unterbreitung eines zumutbaren Kaufangebots 
hätte auch bei nichterfolgtem Kaufabschluß jedenfalls 
den vereinbarten Provisionsanspruch begründet» Entgangen 
wäre der Ehefrau des Beklagten in diesem Falle zwar eine 
möglicherweise vereinbarte Käuferprovision«, Aber, wie 
schon gesagt, war der Kläger zum Kaufabschluß nicht ver­
pflichtet, so daß die Erlangung auch einer Käuferprovi­
sion allein im Risikobereich der Ehefrau des Beklagten 
lag»

b) Das Berufungsgericht ist weiterhin zu dem Er­
gebnis gelangt, daß auch der Vertrag vom -3* September 196 
keinen Anspruch der Ehefrau des Beklagten begründet habe» 
Es hat diesen Vertrag nicht als gegen die.guten Sitten 
verstoßend angesehen und auch die Anfechtung wegen arg­
listiger Täuschung nicht durchgreifen lassen«, Rechtlich 
hat es diesen Vertrag als einen Vergleich gewertete Es 
hat ihn jedoch für unwirksam gehalten, -weil der nach dem 
Inhalt des Vertrages als feststehend zu Grunde gelegte 
Sachverhalt der YHrklichkeit nicht entsprochen habe»

Auch wenn man mit der Revision das Vorliegen ei­
nes Vergleiches ablehnt und davon ausgeht, daß ein 
Schuldanerkenntnis abgegeben worden ist (RGZ 108, 105, 
107)» vermag das weder einen Provisions-, noch im Hin­
blick auf die Umwandlung einen Darlehensrückzahlungs­
anspruch der Ehefrau des Beklagten zu rechtfertigen» 
Hierbei bleibt es gleich, ob man von einem deklaratori­
schen oder abstrakten Schuldanerkenntnis und von einer 
kausalen oder abstrakten Umschaffung ausgeht 0
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Das deklaratorische Anerkenntnis soll das Schuld­
verhältnis dem Streit der Parteien entziehen » Es be- i
wirkt daher regelmäßig, daß der das Anerkenntnis Abge- j
bende in Zukunft mit solchen Einwendungen ausgeschlos- I
sen ist, die er bereits bei Abgabe der Erklärung^ : 
gekannt oder zumindest für möglich gehalten hat«, Wie I
auch der Beklagte nicht in Abrede stellt, sollte an­
stelle des Abschlusses eines Kaufvertrages nur ein ab­
gelehntes ”seriöses" schriftliches Kaufangebot den Pro­
visionsanspruch begründen» Unstreitig war GflHPkein 
nseriöser" Käufer und unstreitig hat der Kläger die 
Kenntnis hiervon erst nach Abgabe des Schuldanerkennt­
nisses erlangt» Er konnte sich daher gegenüber der Ehe­
frau des Beklagten auf die "Unseriösität" berufen mit 
der Folge, daß sie der Entstehung des Provisionsan- ;
Spruches entgegensteht»

Geht man von einem abstrakten Anerkenntnis aus, 
so ist der Klagendem in zulässiger Weise mit der Einrede 
der ungerechtfertigten Bereicherung entgegengetreten, 
weil es ohne rechtlichen Grund abgegeben wurde (§812 >
Abs» 2 BGB)» Anders wäre es nur, wenn das Anerkenntnis j
nach dem Willen der Vertragsteile ohne Rücksicht auf das I
Bestehen oder Nichtbestehen einer Provisionsforderung 
für die Zukunft eine klare Rechtslage hätte schaffen 
sollen, da in diesem Fall die Einrede aus ungerechtfer­
tigter Bereicherung ausgeschlossen wäre (BGH NJW 1963,
2317)» Ein solcher Wille wäre denkbar, wenn der Kläger 
durch sein Anerkenntnis nur der Tatsache Rechnung tragen 
wollte, daß er durch seinen Entschluß, den Hof nicht 
mehr zu verkaufen, den Maklerauftrag gebrochen und der 
Ehefrau des Beklagten die Möglichkeit genommen hatte, 
eine Provision zu erhalten. Dem steht jedoch die unan-

L
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greifbare Feststellung des Berufungsgerichts entgegen, 
daß der Kläger sein Anerkenntnis in dem Glauben an ein 
seriöses Kaufangebot abgegeben hat, nicht aber eine 
Bereinigung herbeiführen wollte, gleichgültig ob eine 
Provisionsforderung entstanden war oder nicht „ Das war 
auch die Grundlage der Vorstellungen des Beklagten, 
als er sich für seine Ehefrau unter Bezugnahme auf die 
Ablehnung des Angebots CHHBldas Anerkenntnis der Pro­
visionspflicht geben ließ»

Soweit die Umwandlung in ein Darlehen in Rede 
steht, hat schon das Berufungsgericht zutreffend ausge­
führt, daß die Begründung eines derartigen "Umwandlungs- 
darlehens" zur Voraussetzung gehabt hätte, daß der Klä­
ger der Ehefrau des Beklagten einen entsprechenden Be­
trag aus einem anderen Grunde schuldete» Die neu ge­
schaffene kausale Forderung, wie sie das Berufungsge­
richt im Auge hat, ist in ihrem Bestehen vom Bestehen 
der alten unmittelbar abhängig (BGHZ 28, 167)* Vfollte 
man aber von einer neu geschaffenen abstrakten Forde­
rung sprechen, so griffe auch ihr gegenüber die Einrede 
aus § 812 Abs» 2 BGB durch»

3o Schließlich hat das Berufungsgericht eine trag­
fähige Anspruchsgrundlage der Ehefrau des Beklagten auch 
nicht darin gesehen, daß der Kläger trotz des befriste­
ten Alleinauftrages unstreitig seinen Hof durch die Ver­
mittlung eines anderen Mahlers am 20» September 1963 
zum Preise von 1 Million DM verkaufte, ohne die Ehefrau 
des Beklagten von den Vertragsverhandlungen benachrich­
tigt oder ihr sonst Gelegenheit gegeben 2u haben, sich
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einzuschalten und den Kaufvertrag zu vermitteln0 Eine 
schuldhafte Verletzung der entsprechenden Vertrags­
pflichten durch den Kläger hat das Berufungsgericht 
deshalb nicht für vorliegend erachtet, v/eil der Makler­
vertrag vom Kläger am 1a November 1962 aus wichtigem 
Grunde wirksam fristlos gekündigt worden sei und der 
Beklagte nicht behauptet habe, daß der Kläger schon vor 
der Kündigung des Maklervertrages mit dem schließlichen 
Käufer verhandelt habe, ohne die Ehefrau des Beklagten 
einzuschalten.

Erfolglos rügt die Revision demgegenüber, daß 
vom Berufungsgericht der Rechtsbegriff des wichtigen 
Kündigungsgrundes verkannt worden sei.

Einen wichtigen Grund für die fristlose Kündi­
gung des Makieraufträges hat das Berufungsgericht im 
Verhalten der Ehefrau des Beklagten vor und bei Abschluß 
des Vertrages vom 5* September 1962 gesehen. Diese habe, 
so führt das Berufungsgericht aus, dem Kläger das Ange­
bot eines im hohen Maße unseriösen Interessenten für 
den Kauf seines Hofes für 1 Million DM unterbreitet.
Als der Kläger sich desinteressiert gezeigt habe, seinen 
Hof zu verkaufen, habe sie es zumindest geduldet, daß 
dieser von dem Kaufangebot keinen Gebrauch gemacht, aber 
einen Provisionsanspruch anerkannt habe. Erst danach 
habe der Kläger durch eigene Ermittlungen erfahren, daß 
ihm das Kaufangebot eines zahlungsunfähigen Interessen­
ten unterbreitet worden sei, der unter anderem bereits 
den Öffenbarungseid geleistet habe. Diese Entdeckung 
habe beim Kläger den Eindruck erwecken müssen, daß die 
Ehefrau des Beklagten seine Interessen grob verletzt
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habe* Unter diesen Umständen habe es dem Kläger nicht 
zugemutet werden können, sich weiterhin noch ein Jahr 
und zehn Monate die Dienste der als Mäklerin beauftrag­
ten ;£hef rau \ des Beklagten gefallen zu lassen0 Auf ein 
Verschulden der Ehefrau des Beklagten komme es hierbei 
nicht einmal an0 Jedoch habe sie auch schuldhaft ver­
tragswidrig gehandelte Zwar brauche ein Makler in der 
Regel nicht die wirtschaftliche Situation eines Kauf- 
interessanten zu prüfen• Er müsse, aber ihm bekannt ge­
wordene Tatsachen, die Bedenken gegen die Zuverlässig­
keit des Käufers erweckten, dem Auftraggeber mitteilen. 
Hier sei zu berücksichtigen, daß der Kläger einen lang­
jährigen Alleinauftrag über den Verkauf seines Hofes 
für mindestens 800«000 DM unter der sehr günstigen Be­
dingung erteilt habe, eine Frovision schon bei Ablehnung 
eines vertragsgemäßen Angebots zu schulden» Auf Grund 
dieses Entgegenkommens habe der Kläger erwarten können, 
daß seine Interessen von der Ehefrau des Beklagten be­
sonders gewahrt würden» Aus dem eigenen Vorbringen der 
Beklagten ergebe sich, daß die Angaben des Käufers G H B I  
über den beabsichtigten Hof kauf v/irr und unklar gewesen 
seien» Danach hätte die Ehefrau des Beklagten nicht das 
scheinbar klare Angebot vom 2» September 1S62 von GflBB 
unterschreiben lassen und dem Kläger ohne Kommentar un­
terbreiten dürfen» Sei auch der Makler vor der Übermitt­
lung eines Kaufangebotes nicht verpflichtet, die Boni­
tät des Käufers zu überprüfen, so müsse er sich doch 
fragen, ob die Angaben des Käufers die Annahme recht­
fertigten, er werde imstande sein, das Kaufangebot zu 
erfüllen» Der Kläger sei nicht einmal darauf hingewiesen 
worden, daß es unklar gewesen sei, ob Gffllpden Hof im 
eigenen Namen oder im Namen seiner Nichte habe kaufen
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wollen, und daß er über die Aussichten, die Anzahlung 
von 280o000,- DM und die Restkaufraten von zweimal 
150*000,- DM leisten zu können, nur unklare Angaben 
gemacht habe* Hierauf habe der Kläger hingewiesen wer- 
den müssen, bevor man ihn veranlaßt habe, einen Pro­
visionsanspruch in Höhe von 25»000,- DM anzuerkennen0

Wie die Revision selbst ausführt, liegt ein wich­
tiger Kündigungsgrund dann vor, wenn dem Auftraggeber 
die Fortsetzung des Maklerverhältnisses nach verständi­
gem Ermessen nicht mehr zugemutet werden kann, wobei 
alle Umstände des Falles, die Interessen beider Teile 
und die beiderseitige Treupflicht zu beachten sind*

Davon geht auch das Berufungsgericht aus, das 
den Rechtsbegriff des wichtigen Grundes nicht verkannt 
hat* Der revisionsrechtlichen Nachprüfung sind insoweit 
Grenzen gesetzt, als es Aufgabe des Tatrichters ist zu 
prüfen, ob das Verhalten einer Vertragspartei unter Be­
rücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles einen 
wichtigen Grund zur Lösung des Vertrages darstellt* Da­
bei hat das Berufungsgericht mit Recht darauf abgestellt, 
daß ein Vertrag, der einen Auftraggeber langfristig an 
einen Makler bindet, ein ungestörtes Vertrauensverhält­
nis zur Grundlage hat*

Zwar wird im allgemeinen der Umstand, daß ein 
Makler im Rahmen eines befristeten Alleinauftrages zum 
Verkauf eines Grundstückes dem Auftraggeber einen Käu­
fer anbietet, den er als seriös ansieht, der es aber tat­
sächlich nicht ist, für die Annahme eines v/ichtigen Kün­
digungsgrundes nicht ausreichen* Hier lag jedoch eine

i
i

i
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Besonderheit des Falles darin, daß das Angebot eines 
seriösen Käufers den Provisionsanspruch auslösen sollte, 
auch wenn der Kläger das Angebot nicht annahm» Dieser 
Umstand verpflichtete die Mäklerin jedenfalls dazu, 
dem Kläger die Tatsache zu unterbreiten, daß die münd­
lichen Angaben des Käufers über den beabsichtigten Hof- 
kauf keineswegs dem klaren und eindeutigen schriftlichen 
Angebot entsprachen, und ihm zu bedeuten, daß es ihr 
zunächst nur um die Prüfung ginge, ob ihm, dem. Kläger, 
die Bedingungen des schriftlichen Angebots überhaupt 
genehm seien. Wäre dies geschehen, so hätte es den Klä­
ger vor der Abgabe des Frovisionsanerkenntnisses be­
stimmt veranlaßt, das Angebot selbst zu überprüfen oder 
zumindest die Mäklerin aufzufordern, ein Angebot vor­
zulegen, das auf klaren und eindeutigen Angaben beruhte, 
Mutzte die Mäklerin die Erklärung des Klägers, seinen 
Hof nicht mehr verkaufen zu wollen, dazu aus, ihm das 
auf unklaren Angaben beruhende Kaufangebot als ein 
klares und eindeutiges Angebot zu unterbreiten, um ein 
Provisionsanerkenntnis zu erlangen, so verletzte sie da­
mit ihre dem Kläger gegenüber obliegende Treüepf licht. 
Mag auch der Kläger nach Aufdeckung der UnseriÖsität 
des Käufers öBBB^irrtümlich der Annahme gewesen sein, 
die Mäklerin habe ihm bewußt das Kaufangebot eines un­
seriösen Käufers vorgelegt, so v/ar dennoch das Verhalten 
der Mäklerin, auch v/enn dieses Bewußtsein nicht vorlag, 
bei der sonstigen Sachlage geeignet, das Vertrauen dos 
Klägers in die Tätigkeit der Mäklerin zu untergraben. 
Hinzu kommt noch der weitere Umstand, daß trotz des vom 
Kläger anerkannten Provisionsanspruchs der Maklerauftrag 
weiter bestehen bleiben und im Falle eines Hofverkaufs
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die in ein Darlehen umgewandelte Provision auf einen 
eventuell höheren, noch entstehenden Provisionsanspruch 
angerechnet werden sollte0 Praktisch lief dies darauf 
hinaus, daß der befristete Alleinauftrag weiter beste­
hen bleiben, aber die Mäklerin bei einem Verkauf des 
Hofgrundstückes keinen oder nur noch einen sehr ge­
ringen Provisionsanspruch haben sollte <> Eine solche 
Vertragsgestaltung aber war geeignet, beim Kläger den 
berechtigten Verdacht wachzurufen, daß die Mäklerin seine 
Interessen nicht mehr in dem Maße wahrnehmen würde, wie 
es ihr im Rahmen des Alleinauftrages obgelegen hätte.
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4o Da die Entscheidung des Berufungsgerichts demnach 
schon von den erörterten Gründen getragen wird, kann es 
dahinstehen? oh einem Provisions- oder Schadensersatz­
anspruch der Ehefrau des Beklagten auch noch die weite­
ren vom Kläger vorgetragenen Umstände hätten entgegen­
stehen können oder nicht»

Die Revision ist daher als unbegründet zurück­
zuweisen«,

Dr„ Hauß Dr„ Ffretzsehner Dr<, Reinhardt

Dr„ Buchholz Hiddemann
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